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Freiburger Nachrichten

«Gemeinwesen-Arbeit wird immer wichtiger»
Bösingen ist die erste Gemeinde im Kanton Freiburg, welche ein Alterskonzept nach Vorgaben des Kantons und nach dem 
Projekt «Senior plus» erarbeitet hat. Es definiert, welche Massnahmen kurz-, mittel- und langfristig in der Gemeinde anstehen.

Imelda Ruffieux

BÖSINGEN An seiner letzten 
Sitzung hat der Gemeinderat 
von Bösingen das neue Alters-
konzept genehmigt. Das von 
der Kommission für Alter und 
Gesundheit erarbeitete Grund-
lagenpapier setzt eine Vorgabe 
um, für die der Kanton den Ge-
meinden fünf Jahre Zeit gege-
ben hat – die Frist läuft im Juli 
2021 aus. Das kantonale Sozial-
vorsorgeamt hat der Sensler 
Gemeinde bestätigt, dass sie 
die erste überhaupt ist, welche 
diese Aufgabe gelöst hat.

«Senior plus» umsetzen
Alle Freiburger Gemeinden 

waren nämlich im Rahmen des 
kantonalen Projekts «Senior 
plus» aufgefordert, die Bedürf-
nisse von älteren Menschen an 
ihrem Wohnort aufzunehmen 
und Massnahmen zu formulie-
ren, wie diese erfüllt werden 
können. 

Ähnlich wie in anderen Be-
zirken haben die Gemeinden 
dies in Form einer Umfrage 
unter der Bevölkerung ab 55 
Jahren gemacht, welche in Zu-
sammenarbeit mit der Hoch-
schule für Gesundheit konzi-
piert und ausgewertet wurde. 
Bösingen hat auch hier eine 
Vorreiterrolle gespielt und als 
Pilotgemeinde den Fragebogen 
als Erste verschickt (die FN be-
richteten).

Eine Reihe von Massnahmen
Das nun vorliegende Alters-

konzept umfasst zum einen 
den Bericht mit den Antworten 
aus der Befragung sowie die 
Auswertung und das Fazit. In 
einem dritten Teil sind die 
Massnahmen formuliert: Wel-
che baulichen oder organisato-
rischen Wünsche und Anre-
gungen aus der Umfrage kön-
nen in welchem Rahmen und 
Zeithorizont angepackt wer-
den? Im Massnahmenplan 

wird die Umsetzung definiert. 
«Es geht zum einen um ganz 
konkrete Punkte», sagt Ge-
meinderätin Yvonne Jungo, 
Präsidentin der Kommission 
für Alter und Gesundheit. 

So hätten etwa einige ältere 
Bürger angemerkt, dass die 
Kurve an der Bachtelastrasse, 
die zu Pflegeheim und Alters-
wohnungen führt, sehr un-
übersichtlich sei. Andere ha-
ben zum Beispiel den Wunsch 
nach einer öffentlichen Toilet-
te im Dorf geäussert.

Ersatz für das Konzept 2007
Wie die Gemeinderätin aus-

führt, hat die Kommission für 
die Arbeit am neuen Alterskon-
zept nur bedingt auf das be-
stehende von 2007 zurückge-
griffen. «Wir haben die Leitsät-
ze von damals umformuliert 
und erweitert», sagt sie. Alles 
andere sei neu formuliert wor-
den, weil sich durch die Umfra-
ge eine ganz andere Ausgangs-

lage ergeben habe. Klar ist für 
sie, dass es für die Kommission 
kaum möglich sein wird, das 
Alterskonzept in den wesentli-
chen Punkten ohne Unterstüt-
zung umzusetzen und dass es 
dafür über kurz oder lang eine 
Fachperson braucht, zum Bei-
spiel in Form einer neuen Stelle 
für das Gemeinwesen. 

Die Gemeinde Wünne-
wil-Flamatt hat an der letzten 
Generalratssitzung beschlos-
sen, eine solche Stelle zu schaf-
fen. Auch in anderen Gemein-
den steht dies zur Diskussion. 

Netzwerk aufbauen
«Gemeinwesenarbeit wird in 

Zukunft immer wichtiger», 
sagt Yvonne Jungo. Der erste 
Lockdown im Frühling habe in 
Bösingen spontan entstandene 
Nachbarschaftshilfe zutage ge-
bracht. «Das war sehr wertvoll. 
Wir sollten versuchen, dieses 
Netz dauerhaft aufzubauen, 
damit es nicht nur in Krisen-

zeiten, sondern auch im nor-
malen Alltag greift.» 

Analog zur Jugendarbeit
Ob in Bösingen so eine Stelle 

geschaffen wird, soll geklärt 
werden. Der Gemeinderat hat 
dazu im Budget 2021 einen Be-
trag aufgenommen. Yvonne 
Jungo ist überzeugt, dass das 
neue Alterskonzept den Ver-
antwortlichen für die Alters-
politik wertvolle Dienste leis-
ten kann. «Es setzt einen kla-
ren Rahmen, hilft zur Orientie-
rung und definiert die Aufga-
ben.» 

Dieses System habe auch im 
Bereich Jugendarbeit gut funk-
tioniert. Dort gibt das Jugend-
konzept die Rahmenbedin-
gungen für die Arbeit des Ju-
gendarbeiters vor. Wichtig sei 
ihr vor allem eines, sagt Yvonne 
Jungo, die viel Arbeit und 
Herzblut in das Konzept ge-
steckt hat: «Es darf kein Papier-
tiger werden.»

Vor vollendete Tatsachen gestellt
In den vergangenen Tagen sind in der Grossrahmengasse im Freiburger Neustadtquartier vier Parkplätze in 
Veloabstellplätze umgewandelt worden. Fünf weitere bleiben infolge der Brückensanierung aufgehoben. 

Regula Saner

FREIBURG Nicht schlecht ge-
staunt haben die Bewohnerin-
nen und Bewohner des Neu-
stadtquartiers dieser Tage als sie 
feststellen mussten, dass die 
Parkplätze gegenüber dem 
Théâtre de la Cité unweit des 
Neustadtschulhauses plötzlich 
verschwunden waren. An ihrer 
Stelle fanden sie Vorrichtungen 
zum Abstellen von Fahrrädern 
vor. Was als temporäre Mass-
nahme aufgrund der Sanierung 
der St.-Johann-Brücke vorgese-
hen war, wurde von einem Tag 
auf den anderen definitiv. Für 
die Zeit der Bauarbeiten hat das 
Amt für Mobilität nämlich total 
neun Parkplätze auf der Gross-
rahmengasse aufgehoben, da-
mit der Bus, welcher umgeleitet 
werden musste, überhaupt 
durchkam. Allerdings habe das 
Absperrband die Automobilis-
ten nicht davon abgehalten, 
trotzdem ihre Fahrzeuge abzu-
stellen, wie der zuständige Ge-
meinderat Pierre-Olivier Nobs 
(CSP) auf Anfrage sagt. Deshalb 
habe das Amt für Mobilität die 
Markierungen entfernen lassen. 
Und nun hat es eben vier der 
neun Parkplätze in Veloabstell-
plätze umgewandelt. Als die FN 
Gemeinderat Nobs nach den 
Gründen für dieses Vorgehen 
fragen, kann dieser zunächst 
keine detaillierte Auskunft er-
teilen. Er wisse nicht genau, wa-
rum das Mobilitätsamt sich da-
zu entschieden habe. «Es ver-
fügt in diesen Dingen über eine 
gewisse Autonomie», so Nobs. Er 
vermute aber, dass die Parkplät-
ze aus Sicherheitsgründen ge-
strichen worden seien. «In der 
Nähe von Schulen mit all den El-
terntaxis ist eine solche Mass-
nahme mehr als angezeigt. In 
meiner politischen Aktivität hat 
die Sicherheit von Schulkindern 
eine sehr hohe Priorität.» Zudem 
organisiere der Quartierverein 
jeden Donnerstagabend einen 
Markt, für den es nun mehr Platz 
gebe. Und schliesslich fehle es 
im Quartier an Abstellplätzen 
für Fahrräder. Später fügte Nobs 
an, dass er voll und ganz hinter 
der Massnahme stehe, über die 

Umsetzung krankheitshalber 
aber nicht im Bilde gewesen sei. 

Politisch problematisch
Ob sein Vorgehen – ohne Ab-

sprache mit seinen Ratskollegen 
– klug war, darf bezweifelt wer-
den. Denn im Dezember will der 
Gemeinderat dem Generalrat 
einen Studienkredit für die Re-
vitalisierung der Saane vorle-
gen. Ein Projekt, das noch nicht 
in trockenen Tüchern ist, insbe-
sondere in Bezug auf die geplan-
te Streichung von Parkplätzen, 
die Widerstand weckt. Allein 
entlang der Motta und bei der 
Grossrahmengasse sollen 54 
Plätze wegfallen. Muriel Bosson, 
Co-Präsidentin des Quartierver-
eins Neustadt bedauert die 
Streichung von neun Parkplät-
zen: «Grundsätzlich sind mehr 
Sicherheit bei Schulen und Park-
plätze für Velos etwas Gutes. 
Aber wir waren schon erstaunt, 

als wir das sahen.» Zumal der 
Quartierverein stark ins Projekt 
zur Revitalisierung der Saane 
involviert sei. «Wir haben viel 
darüber nachgedacht, wie die 
Parkplätze im Quartier erhalten 
werden können.» Nun würden 
aber Fakten geschaffen, ohne 
dass die Bewohner informiert 
würden. Das kritisiert auch Ni-
colas Bertschy, Metzgermeister 
und Präsident des Gewerbever-
eins der Unterstadt. «Vom Prin-
zip her bin ich nicht gegen mehr 
Parkplätze für Velos, aber als Ge-
schäftsmann bin ich sehr be-
sorgt.» Der Verein habe dem Ge-
meinderat bereits deutlich ge-
macht, dass er gegen die Strei-
chung von 54 Parkplätzen im 
Quartier sei. Auch FDP-General-
rat Jean-Noël Gex, der im Neu-
stadtquartier wohnt, fühlt sich 
vor vollendete Tatsachen ge-
stellt. «Es braucht eine Gesamt-
vision und kein Stückwerk.»

Das Projekt der Revitalisierung der Saane sieht die Aufhebung weiterer Parkplätze vor.  Bild Aldo Ellena

St.-Johann-Brücke

Ab kommendem Samstag kann 
der Verkehr wieder passieren

 Acht bis zehn Wochen 
sollte die Sanierung der 

St.-Johann-Brücke im Freibur-
ger Neustadtquartier dauern. 
Nun kann die Brücke bereits 
nach sieben Wochen für den 
Verkehr freigegeben werden. 
Wie das Mobilitätsamt mitteilt, 
ist die Brücke ab morgen Sams-
tag, 6 Uhr, für den motorisier-
ten Verkehr wieder passierbar. 
Für Fussgänger und Radfahrer 
war sie auch während den Bau-
arbeiten offen. Bauvorsteherin 
Andrea Burgener (SP) zeigte 
sich auf Anfrage sehr zufrieden 
über den Verlauf der Arbeiten. 
Es seien keine bösen Überra-

schungen aufgetreten, und 
auch der Zeitpunkt der Sanie-
rung im Herbst, auf den man 
sich zusammen mit verschie-
denen Vereinen und Gastro 
Freiburg geeinigt hatte, habe 
sich als optimal erwiesen. Die 
Sanierung wurde wegen Rissen 
zwischen den Pflastersteinen 
nötig und weil die darunterlie-
gende Abdichtung beschädigt 
war. Der Quartierverein der 
Neustadt plant derweil, die 
Brücke in der Adventszeit zu 
beleuchten, um so ihre Wieder-
eröffnung zu markieren, wie 
Co-Präsidentin Muriel Bosson 
auf Anfrage sagte.  rsa

CVP gegen die 
nationalen  
Volksinitiativen
Die Freiburger CVP sagt 
Nein sowohl zur Konzern-
verantwortungsinitiative 
als auch zum Verbot der 
Finanzierung von Kriegs-
material. 
 
FREIBURG Die CVP des Kantons 
Freiburg hat an einer schrift-
lich durchgeführten General-
versammlung die Parolen für 
die beiden eidgenössischen 
Abstimmungsvorlagen vom 29. 
November gefasst.

So sagt die Partei Nein zur 
Konzernverantwortungsinitia-
tive. Die Mitglieder lehnten die 
Vorlage mit 84 gegen 55 Stim-
men ab. Es handle sich um eine 
initiative mit löblichen Zielen, 
sie gehe aber einen falschen 
Weg. Die Initiative würde eine 
juristische Unsicherheit schaf-
fen, welche Stellen und Wohl-
stand gefährde, schreibt die 
Partei in einem Communiqué. 
Die Verpflichtung der Gross-
konzerne, über ihre Massnah-
men zur Einhaltung von Men-
schen- und Umweltrechten Re-
chenschaft abzulegen, müss-
ten auf internationaler Ebene 
koordiniert werden, so die Par-
tei. Die CVP befürwortet des-
halb den Gegenvorschlag des 
Parlamentes, wie dies auch 
Grossrat Bruno Boschung in 
seiner Präsentation gefordert 
hatte.

Die Vorsorge gefährdet
Mit 110 gegen 25 Stimmen 

lehnte die CVP-Versammlung 
auch die Initiative zum Verbot 
der Kriegsmaterialfinanzie-
rung ab. Sie folgte so den Aus-
führungen von Nationalrätin 
Christine Bulliard-Marbach. 
Für eine Mehrheit der Partei 
würde die Annahme der Initia-
tive, welche von der CVP als 
GSOA-Initiative bezeichnet 
wird, die Erträge von AHV und 
Pensionskassen schwächen. 
Diese hätten auch sonst schon 
mit Schwierigkeiten bei der 
langfristigen Finanzierung zu 
kämpfen. Die Initiative helfe 
kaum, Kriege zu verhindern, 
meint die CVP.

Plattform F als CVP-Bewegung
Mit 106 gegen 19 Stimmen 

bei 14 Enthaltungen hat die 
CVP-Versammlung zudem be-
schlossen, das Forum F, eine 
Plattform zur Förderung der 
Frauen in der Politik, als offi-
zielle CVP-Bewegung anzu-
erkennen.  uh

Express

EVP will Rechenschaft 
für Konzerne
FREIBURG Die Evangelische 
Volkspartei (EVP) Freiburg 
empfiehlt ein Ja zur Konzern-
verantwortungsinitiative. Wie 
die Partei in einer Mitteilung 
schreibt, drohen Schweizer 
Unternehmen weder eine 
Klageflut noch sonstige 
negative wirtschaftliche 
Folgen. Jedes KMU stehe 
gerade für Schäden an Mensch 
und Umwelt, die es in der 
Schweiz verursache. Es sei 
deshalb nicht einzusehen, 
weshalb dies für grosse 
Konzerne, ihre Subunterneh-
men und Lieferanten anders 
sein soll. Sie müssten ihre 
wirtschaftliche Tätigkeit 
unabhängig von Machtverhält-
nissen und Bedingungen auch 
im Ausland menschen- und 
umweltfreundlich gestalten. 
Die Initiative sei ein wertvoller 
Beitrag für eine bessere Welt, 
so die EVP. uh


